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Sehr geehrter Herr Stadtpräsident
Sehr geehrte Frau Gemeindepräsidentin
Sehr geehrter Herr Gemeindepräsid
Sehr geehrte Damen und Herren
 
Mit Schreiben vom 9. März 2012 hat das Bundesamt fü
europäische Koordinationsrecht für die Sozialversic
Mit dem revidierten Anhang II zum Freizügigkeitsa
Verordnungen Nr. 883/2004 und 987/2009 in den Bezie
und den EU-Mitgliedstaaten ab dem 1. April 2012 anwendbar. Die
zen die Verordnungen Nr. 1408/71 und 574/72 und sin
desamtes für Sozialversicherungen (BSV) abrufbar 
(http://www.bsv.admin.ch/themen/internationales/akt
 
Aufgrund des Erwerbsortsprinzips sind ausschliessli
hörige eines EU-Staates wie bisher 
kehrt sind Staatsangehörige der Schweiz, die aussch
tätig sind, dem Krankenversicherungsrecht dieses EU
Ausnahme der Grundsatz, dass jede Person den Rechtsvorschriften nu
unterliegt. Damit sind Staatsangehörige der Schweiz
Erwerbstätigkeit in mehreren EU
ausüben, ebenfalls nur den Rechtsvorschriften eines einzigen Staates unter
krankenversicherungsrechtlichen Zuordnung dieser Pe
Sonderfällen (z.B. Entsandte, Seeleute etc.) siehe 
des BAG vom 9. März 2012.
 
Das für Grenzgängerinnen und Grenzgänger mit Wohnsi
Deutschland, Frankreich, Italien und Österreich ver
neuen Recht unverändert übernommen. Die Liste «Pers
/EFTA-Staat und Unterstellung unter die Krankenversicheru
rungen erfahren.  
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Informationsschreiben 2012/1 betreffend die Versicherungspflicht (neues europä

sches Koordinationsrecht für die Sozialversicherungen) 

r Herr Stadtpräsident 
Sehr geehrte Frau Gemeindepräsidentin 
Sehr geehrter Herr Gemeindepräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 9. März 2012 hat das Bundesamt für Gesundheit (BAG) über das neue 
europäische Koordinationsrecht für die Sozialversicherungen informiert (siehe Beilage). 
Mit dem revidierten Anhang II zum Freizügigkeitsabkommen (FZA) sind die neuen EU
Verordnungen Nr. 883/2004 und 987/2009 in den Beziehungen zwischen der Schweiz 

Mitgliedstaaten ab dem 1. April 2012 anwendbar. Diese Verordnungen erse
zen die Verordnungen Nr. 1408/71 und 574/72 und sind auf der Internetseite des Bu
desamtes für Sozialversicherungen (BSV) abrufbar 
(http://www.bsv.admin.ch/themen/internationales/aktuell/02778/index.html?lang=de).

Aufgrund des Erwerbsortsprinzips sind ausschliesslich in der Schweiz tätige Staatsang
wie bisher in der Schweiz krankenversicherungspflichtig.

kehrt sind Staatsangehörige der Schweiz, die ausschliesslich in einem EU-
tätig sind, dem Krankenversicherungsrecht dieses EU-Staates unterstellt. Neu gilt 

undsatz, dass jede Person den Rechtsvorschriften nur eines Staates 
unterliegt. Damit sind Staatsangehörige der Schweiz bzw. eines EU-Staates, die eine 
Erwerbstätigkeit in mehreren EU-Staaten bzw. in mehreren EU-Staaten und der Schweiz 

den Rechtsvorschriften eines einzigen Staates unter
krankenversicherungsrechtlichen Zuordnung dieser Personen und zu verschiedenen 
Sonderfällen (z.B. Entsandte, Seeleute etc.) siehe das beiliegende Informationsschreiben 

2. 

Das für Grenzgängerinnen und Grenzgänger mit Wohnsitz in den Nachbarstaaten 
Deutschland, Frankreich, Italien und Österreich vereinbarte Optionsrecht wird mit de
neuen Recht unverändert übernommen. Die Liste «Personen mit Wohnsitz in einem EU

Staat und Unterstellung unter die Krankenversicherung» hat inhaltlich keine Änd

 

 

Gesundheitsdepartement 
Davidstrasse 27 
9001 St.Gallen 
T 058 229 35 70 
F 058 229 39 62 
info.gdgs@sg.ch 
www.gesundheit.sg.ch 

die Versicherungspflicht (neues europäi-

r Gesundheit (BAG) über das neue 
herungen informiert (siehe Beilage). 

bkommen (FZA) sind die neuen EU-
hungen zwischen der Schweiz 

se Verordnungen erset-
seite des Bun-

uell/02778/index.html?lang=de). 

ch in der Schweiz tätige Staatsange-
in der Schweiz krankenversicherungspflichtig. Umge-

-Staat erwerbs-
Staates unterstellt. Neu gilt ohne 

r eines Staates 
Staates, die eine 

Staaten und der Schweiz 
den Rechtsvorschriften eines einzigen Staates unterstellt. Zur 

rsonen und zu verschiedenen 
mationsschreiben 

tz in den Nachbarstaaten 
wird mit dem 

onen mit Wohnsitz in einem EU-
ng» hat inhaltlich keine Ände-



 

Informationsschreiben 2012.1 Vers2.docx 

Nach Art. 4 Abs. 1 und Art. 6des Einführungsgesetze
Krankenversicherung (sGS 331.11; abgekürzt EG
für Krankenversicherung der politischen Gemeinden f
rungspflicht zu sorgen. Die Kontrollstellen für Krankenversicherung haben a
Gesuche um Befreiung von der Versicherungspflicht (
der Verordnung über die Krankenversicherung 
scheiden.  
 
Das BAG weist diesbezüglich darauf hin, dass die Zu
die Unterstellung unter die schweizerischen Sozialversi

den AHV-Ausgleichskassen liegt. Die Kontrollstellen für Kra
solchen Fragen keine Entscheidungskompetenzen. Wenn
Rechtsvorschriften über die soziale Sicherheit im E
mit der für die betreffende Person zuständigen Ausg
werden. Legt eine Person die Bescheinigung A1 (bis 
vorgeht, welche Rechtsvorschriften auf sie anwendba
le für Krankenversicherung an die darin enthaltenen
weiteren Abklärungen vornehmen und Nachweise verlan
 
Das neue Abkommensrecht geht den bilateralen Abkommen mit den 
innerstaatlichen Recht und den Regelungen des Handb
pflicht vor. Die entsprechende Anpassung des Handbu
nehmen. 
 
Die Beziehungen zwischen der Schweiz und den EFTA
kommensrecht nicht tangiert. Da die neuen Verordnun
Übereinkommen übernommen
und Island, Liechtenstein und Norwegen 
574. Auch für Drittstaatsangehörige gelten weiterhin die
sicherungsabkommen. 
 
Bei allfälligen Fragen zum neuen europäischen Koordinationsrecht 
an die Gemeinsame Einrichtung KVG, Gruppe EU, Gibelinstrasse 25, Po
Solothurn (Telefon: 032 625 30 30, E
 
Für Ihre Kenntnisnahme danken wir Ihnen.
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
 
Heidi Hanselmann 
Regierungsrätin 
 
 
 

Nach Art. 4 Abs. 1 und Art. 6des Einführungsgesetzes zur Bundesgesetzgebung über die 
Krankenversicherung (sGS 331.11; abgekürzt EG-KVG) ist es Aufgabe der Kontrollstelle 
für Krankenversicherung der politischen Gemeinden für die Einhaltung der Versich

Die Kontrollstellen für Krankenversicherung haben a
Gesuche um Befreiung von der Versicherungspflicht (Art. 2 Abs. 2 bis 8 und Art. 6 Abs. 3 
der Verordnung über die Krankenversicherung [SR 832.102; abgekürzt KVV

Das BAG weist diesbezüglich darauf hin, dass die Zuständigkeit für die Entscheide über 
Unterstellung unter die schweizerischen Sozialversicherungen grundsätzlich bei 

Ausgleichskassen liegt. Die Kontrollstellen für Krankenversicherung haben in 
solchen Fragen keine Entscheidungskompetenzen. Wenn die Unterstellung unter die 
Rechtsvorschriften über die soziale Sicherheit im Einzelfall unklar oder strittig ist, muss 
mit der für die betreffende Person zuständigen Ausgleichskasse Kontakt aufgenommen 
werden. Legt eine Person die Bescheinigung A1 (bis anhin E101) vor, aus welcher he
vorgeht, welche Rechtsvorschriften auf sie anwendbar sind, dann hat sich die Kontrollste
le für Krankenversicherung an die darin enthaltenen Angaben zu halten und darf keine 
weiteren Abklärungen vornehmen und Nachweise verlangen. 

kommensrecht geht den bilateralen Abkommen mit den EU-Staaten, dem 
innerstaatlichen Recht und den Regelungen des Handbuchs zum Thema Versicherung
pflicht vor. Die entsprechende Anpassung des Handbuchs wird etwas Zeit in Anspruch 

ischen der Schweiz und den EFTA-Staaten werden vom 
kommensrecht nicht tangiert. Da die neuen Verordnungen noch nicht in das EFTA
Übereinkommen übernommen wurden, gelten in den Beziehungen zwischen der Schweiz 
und Island, Liechtenstein und Norwegen weiterhin die Verordnungen Nr. 1408/71 und 

Auch für Drittstaatsangehörige gelten weiterhin die bisherigen bilateralen Sozialve

zum neuen europäischen Koordinationsrecht wenden Sie sich bitte 
e Einrichtung KVG, Gruppe EU, Gibelinstrasse 25, Postfach, 4503 

Solothurn (Telefon: 032 625 30 30, E-Mail: info@kvg.org). 

Für Ihre Kenntnisnahme danken wir Ihnen. 
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Beilage 

- Schreiben des BAG vom 9. März 2012 
mit den neuen europäischen Koordinationsrecht für d
alisierung des Anhangs II zum Freizügigkeitsabkomme
Beilagen 

 
 
Kopie zur Kenntnisnahme an:
- Gemeinsame Einrichtung KVG, Gruppe EU, Gibelinstras

thurn 
- santésuisse, Standort Zürich, Lagerstrasse 107, Pos
- Vereinigung St.Galler Gemeindepräsidentinnen und 

Herrn Beat Tinner, Präsident, Gemeindehaus, 9478 Az
- Geschäftsstelle der Vereinigung St.Galler Gemeindep

sidenten (VSGP), Herrn Roger Hochreutener, Rathaus,
tensteig 

- Departement des Innern, Regierungsgebäude, 9001 St.Gallen
- Versicherungsgericht des Kantons St.Gallen, Wasserg
- Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen (S

Leiter Ausgleichskasse, Brauerstrasse 54, 9016 St
- Kantonales Migrationsamt, Herr Jürg Eberle, Leiter,

9001 St.Gallen 
- Kantonales Amt für Wirtschaft, Herr lic.iur.HSG Pet

9001 St.Gallen 
- Intern: AP / BU 

Schreiben des BAG vom 9. März 2012 betreffend Informationen im Zusammenhang 
mit den neuen europäischen Koordinationsrecht für die Sozialversicherungen 
alisierung des Anhangs II zum Freizügigkeitsabkommen Schweiz – EU) einschliesslich 

Kopie zur Kenntnisnahme an: 
Gemeinsame Einrichtung KVG, Gruppe EU, Gibelinstrasse 25, Postfach, 4503 Sol

santésuisse, Standort Zürich, Lagerstrasse 107, Postfach 2018, 8021 Zürich
Vereinigung St.Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepräsidenten (VSGP), 
Herrn Beat Tinner, Präsident, Gemeindehaus, 9478 Azmoos 
Geschäftsstelle der Vereinigung St.Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepr
sidenten (VSGP), Herrn Roger Hochreutener, Rathaus, Hauptgasse 12, 9620 Lic

ment des Innern, Regierungsgebäude, 9001 St.Gallen 
Versicherungsgericht des Kantons St.Gallen, Wassergasse 44, 9001 St.Gallen
Sozialversicherungsanstalt des Kantons St.Gallen (SVA), Herrn Bruno Leutenegger, 
Leiter Ausgleichskasse, Brauerstrasse 54, 9016 St.Gallen 
Kantonales Migrationsamt, Herr Jürg Eberle, Leiter, St.Leonhard-Strasse 40, 

Kantonales Amt für Wirtschaft, Herr lic.iur.HSG Peter Kuratli, Leiter, Davidstrasse 35, 
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März 2012

Personen mit Wohnsitz in einem EU-/EFTA-Staat und Unterstellung 
unter die Krankenversicherung

Personenkategorien Wahlrecht 
Wohnland oder 
Schweiz

Versicherung 
Wohnland

Versicherung 
Schweiz

wenn die Person in einem der folgenden Länder 
wohnt

• Grenzgänger/in
• Rentner/in
• Arbeitslose

AT DE FR 

IT PT*

* für Rentner

Sonderfall ES 
Rentner und Rentne-
rinnen haben das 
Wahlrecht, gemäss 
der Regelung im 
heutigen Sozialver-
sicherungsabkommen

LI BE BG CY 
CZ DK ES
EE FI GB 
GR HU IR 
IS LU LT 

LV MT NO 
NL PT* PL 
RO SE SK

SL 

* für Grenzgänger 
und Arbeitslose

Nichterwerbstätige 
Familienangehörige von:

• Grenzgänger/in
• Rentner/in
• Arbeitslose
• Kurzaufenthalter/in,
Aufenthalter/in,
Niedergelassene

AT DE FR FI 
IT

Sonderfall ES 
Nichterwerbstätige 
Familienangehörige 
von Rentnern und 
Rentnerinnen können 
zusammen mit dem 
Rentner oder der 
Rentnerin in der CH 
oder in ES versichert 
sein, gemäss Sozial-
versicherungsab-
kommen

DK ES LI 
GB HU* PT 

SE

* für nichterwerbs-
tätige Familienange-
hörige von Grenz-
gängern, Arbeitslo-
sen, Kurzaufenthal-
tern, Aufenthaltern 
und Niedergelas-
senen

BE BG CY 
CZ EE GR 
HU* IR IS 
LU LT LV 
MT NO NL 
PL RO SK

SL

* für nichterwerbs-
tätige Familienange-
hörige von Rentnern

AT Österreich BE Belgien BG Bulgarien

CY Zypern CZ Tschechische Republik DE Deutschland

DK Dänemark ES Spanien EE Estland

FR Frankreich FI Finnland LI Liechtenstein

GB Grossbritannien GR Griechenland HU Ungarn

IT Italien IR Irland IS Island

LU Luxemburg LT Litauen LV Lettland

MT Malta NO Norwegen NL Niederlande

PT Portugal PL Polen RO Rumänien

SE Schweden SK Slowakei SL Slowenien











(*)  Verordnung (EG) Nr. 883/2004, Artikel 11 bis 16, und Verordnung (EG) Nr. 987/2009, Artikel 19.

(**)   In Spanien muss das entsprechende Dokument der Provinzialdirektion der staatlichen Sozialversicherungsanstalt (INSS) des 

Wohnorts und in Schweden sowie Portugal dem jeweiligen Sozialversicherungsträger des Wohnorts übermittelt werden.

(***)  Liegen dem Träger hierzu keine Angaben vor, informiert der/die Inhaber/in diesen entsprechend.

  INFORMATIONEN FÜR DEN/DIE INHABER/IN

Dieses Dokument dient als Bescheinigung über die Sozialversicherungsvorschriften, die für Sie gelten,  
und als Bestätigung, dass Sie in einem anderen Staat keine Beiträge zu zahlen haben.
Bevor Sie den Staat, in dem Sie versichert sind, verlassen, um in einem anderen Staat eine Arbeit aufzunehmen, 
sollten Sie sicherstellen, dass Sie über die Dokumente verfügen, die Sie berechtigen, die notwendigen 
Sachleistungen (medizinische Versorgung, stationäre Behandlung usw.) im Staat Ihrer Erwerbstätigkeit zu erhalten. 
• Wenn Sie sich im Staat Ihrer Erwerbstätigkeit vorübergehend aufhalten, beantragen Sie bei Ihrem 

Krankenversicherungsträger eine Europäische Krankenversicherungskarte (EKVK/EHIC). Sie müssen diese 
Karte bei Ihrem Gesundheitsdienstleister vorlegen, wenn Sie während Ihres Aufenthalts Sachleistungen in 
Anspruch nehmen müssen. 

• Wenn Sie sich im Staat Ihrer Erwerbstätigkeit niederlassen, beantragen Sie bei Ihrem 
Krankenversicherungsträger das Formular S1 und übermitteln dieses schnellstmöglich dem zuständigen 
Krankenversicherungsträger des Ortes, an dem Sie Ihre Erwerbstätigkeit ausüben (**).    

Der Versicherungsträger im Aufenthaltsstaat wird bei einem Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit vorläufig 
besondere Leistungen erbringen.
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A1 Bescheinigung über 
die Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit, 

die auf den/die Inhaber/in anzuwenden sind

Koordinierung der Systeme

der sozialen Sicherheit

©Europäische Kommission

Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 (*)

2. MITGLIEDSTAAT, DESSEN RECHTSVORSCHRIFTEN ANZUWENDEN SIND

2.1 Mitgliedstaat

2.2 Anfangsdatum 2.3 Enddatum

2.4 Die Bescheinigung gilt für die Dauer der Tätigkeit

2.5 Die Feststellung ist vorläufig

2.6 Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 findet gemäß Artikel 87 Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 

weiterhin Anwendung

1. ANGABEN ZUR PERSON DES INHABERS/DER INHABERIN

1.1 Persönliche Versichertennummer  Weiblich      Männlich

1.2 Nachname

1.3 Vorname(n)

1.4 Geburtsname (***)

1.5 Geburtsdatum 1.6 Staatsangehörigkeit

1.7 Geburtsort

1.8 Anschrift im Wohnstaat

1.8.1 Straße, Nr. 1.8.3 Postleitzahl

1.8.2  Ort 1.8.4 Ländercode

1.9 Anschrift im Aufenthaltsstaat

1.9.1 Straße, Nr. 1.9.3 Postleitzahl 

1.9.2 Ort 1.9.4 Ländercode



4. ANGABEN ZUM ARBEITGEBER/ZUR SELBSTSTÄNDIGEN ERWERBSTÄTIGKEIT IN DEM STAAT, 
    DESSEN RECHTSVORSCHRIFTEN ANGEWANDT WERDEN

4.1.1 Arbeitnehmer/-in 4.1.2  Selbstständig erwerbstätig

4.2 Kenn-Nummer des Arbeitgebers/der selbstständigen Erwerbstätigkeit

4.3 Name oder Firmenbezeichnung 

4.4 Ständige Anschrift

4.4.1  Straße, Nr.  4.4.2 Ländercode

4.4.3  Ort  4.4.4 Postleitzahl

5. ANGABEN ZUM ARBEITGEBER/ZUR SELBSTSTÄNDIGEN ERWERBSTÄTIGKEIT IM ANDEREN MITGLIEDSTAAT/
    IN DEN ANDEREN MITGLIEDSTAATEN

5.1 Name(n) oder Firmenbezeichnung(en) und Kenn-Nummer(n) des Betriebs/der Betriebe oder 

des Schiffs/der Schiffe, wo Sie beschäftigt sein werden

5.2 Anschrift(en) oder Name(n) des Schiffs/der Schiffe, wo Sie im/in den Beschäftigungsstaat/en 

(selbstständig) erwerbstätig sein werden 

 

5.3  Oder: Keine feste Anschrift im/in den Staat/en der (selbstständigen) Erwerbstätigkeit 

2/3

A1

3. STATUSBESTÄTIGUNG

3.1  Entsandte/r Arbeitnehmer/in
3.2  Arbeitnehmer/in arbeitet in zwei oder mehr

 Staaten

3.3  Entsandte selbständig erwerbstätige Person
3.4  Selbstständige/r arbeitet in zwei oder mehr 

  Staaten

3.5  Beamter/Beamtin 3.6  Vertragsbedienstete

3.7  Zum Kreis der Seeleute gehörig 3.8  Tätigkeit als beschäftigte und selbstständig  
 erwerbstätige Person in unterschiedlichen
 Ländern

3.9  Tätigkeit als Beamter/Beamtin in einem Land 
und als beschäftigte/selbstständig erwerbstätige 
Person in einem oder mehreren anderen Ländern

3.10 Ausnahmevereinbarung

Koordinierung der Systeme

der sozialen Sicherheit

Bescheinigung über 
die Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit, 

die auf den/die Inhaber/in anzuwenden sind



6. AUSSTELLENDER TRÄGER

6.1 Name

6.2 Straße, Nr.

6.3 Ort

6.4 Postleitzahl 6.5 Ländercode

6.6 Kenn-Nummer des Trägers

6.7 Faxnummer

6.8 Telefonnummer

6.9 E-Mail

6.10 Datum

6.11 Unterschrift

 STEMPEL
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Koordinierung der Systeme

der sozialen Sicherheit

Bescheinigung über 
die Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit, 

die auf den/die Inhaber/in anzuwenden sind



(*) Verordnung (EG) Nr. 883/2004, Artikel 17, 22, 24, 25, 26 und 34, und Verordnung (EG) Nr. 987/2009, Artikel 24 und 28.

(**) In Spanien muss das entsprechende Dokument der Provinzialdirektion der staatlichen Sozialversicherungsanstalt (INSS)  

des Wohnorts und in Schweden sowie Portugal dem jeweiligen Sozialversicherungsträger des Wohnorts übermittelt werden.

(***) Liegen dem Träger hierzu keine Angaben vor, informiert der/die Inhaber/in diesen entsprechend.

  INFORMATIONEN FÜR DEN/DIE INHABER/IN

Mit diesem Dokument wird Ihr Anspruch und der Anspruch Ihrer Familienangehörigen auf Sachleistungen bei 

Krankheit und Mutterschaft sowie gleichgestellte Leistungen bei Vaterschaft (d. h. Gesundheitsversorgung, 

ärztliche Behandlung usw.) in Ihrem Wohnstaat bescheinigt.  

Familienangehörige sind nur dann anspruchsberechtigt, wenn sie die in den Rechtsvorschriften des Wohnstaats 

festgelegten Bedingungen erfüllen. 

Die Bescheinigung muss dem Krankenversicherungsträger des Wohnorts (**) so bald wie möglich übermittelt werden. 

Eine Liste mit Krankenversicherungsträgern finden Sie unter: http://ec.europa.eu/social-security-directory/
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S1
Eintragung zwecks Inanspruchnahme

des Krankenversicherungsschutzes
Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 (*)

©Europäische Kommission

2. GELDLEISTUNGEN BEI PFLEGEBEDÜRFTIGKEIT

2.1  Der/Die Inhaberin erhält Geldleistungen bei Pflegebedürftigkeit

1. ANGABEN ZUR PERSON DES INHABERS/DER INHABERIN

1.1 Persönliche Versichertennummer im zuständigen Mitgliedstaat

1.2 Nachname

1.3 Vorname(n)

1.4  Geburtsname (***)

1.5 Geburtsdatum  

1.6 Anschrift im Wohnstaat

1.6.1 Straße, Nr. 1.6.3 Postleitzahl

1.6.2 Ort 1.6.4 Ländercode

1.7 Status  

1.7.1  Versicherte/r 1.7.2  Familienangehörige/r einer/eines Versicherten

1.7.3  Rentner/in 1.7.4  Familienangehörige/r eines Rentners/einer Rentnerin

1.7.5  Rentenantragsteller/in

Koordinierung der Systeme

der sozialen Sicherheit



(*) Liegen dem Träger hierzu keine Angaben vor, informiert der/die Inhaber/in diesen entsprechend. 

4. VERSICHERUNGSSCHUTZ VON/BIS:

4.1 Beginn 4.2 Ende

2/2

S1

3. ANGABEN ZUR PERSON DES/DER VERSICHERTEN  

    (auszufüllen, wenn der/die Inhaber/in einen Anspruch auf Krankenbehandlung hat, 
    der auf der Versicherung einer anderen Person beruht)

3.1 Persönliche Versichertennummer im zuständigen Mitgliedstaat

3.2 Nachname

3.3 Vorname(n)

3.4 Geburtsname (*)

3.5 Geburtsdatum

3.6 Anschrift des/der Versicherten (wenn von der unter 1.6 angegebenen Anschrift abweichend)

3.6.1 Straße, Nr. 3.6.3  Postleitzahl

3.6.2 Ort 3.6.4 Ländercode

Koordinierung der Systeme

der sozialen Sicherheit

5. AUSSTELLENDER TRÄGER

5.1 Name

5.2 Straße, Nr.

5.3 Ort

5.4 Postleitzahl 5.5 Ländercode

5.6 Kenn-Nummer des Trägers

5.7 Faxnummer

5.8 Telefonnummer

5.9 E-Mail

5.10 Datum

5.11 Unterschrift

 STEMPEL

 

Eintragung zwecks Inanspruchnahme
des Krankenversicherungsschutzes



(*) Verordnung (EG) Nr. 883/2004, Artikel 20, 27 und 36, und Verordnung (EG) Nr. 987/2009, Artikel 26 und 33.

(**) Liegen dem Träger hierzu keine Angaben vor, informiert der/die Inhaber/in diesen entsprechend.

2. ART UND ORT DER BEHANDLUNG

2.1 Behandlung 

 

 

 

 

2.2 Ort der Behandlung

 

 

 

2.3 Voraussichtliche Behandlungsdauer 

2.3.1 Beginn 2.3.2 Ende

  INFORMATIONEN FÜR DEN/DIE INHABER/IN

Mit diesem Dokument wird bescheinigt, dass Sie Anspruch auf eine bestimmte medizinische Behandlung 

im Ausland haben. Wenn Sie diese Bescheinigung dem Krankenversicherungsträger des Staats vorlegen, in 

dem die Behandlung durchgeführt wird, werden Sie zu den gleichen Bedingungen medizinisch behandelt wie 

Personen, die in diesem Staat versichert sind. 

Unter Umständen haben Sie Anspruch auf eine zusätzliche Erstattung gemäß den nationalen Erstattungssätzen. 

Nähere Informationen hierzu erhalten Sie von Ihrem Krankenversicherungsträger. Eine Liste mit 

Krankenversicherungsträgern finden Sie unter: http://ec.europa.eu/social-security-directory/

1. ANGABEN ZUR PERSON DES INHABERS/DER INHABERIN

1.1 Persönliche Versichertennummer im zuständigen Mitgliedstaat

1.2 Nachname

1.3 Vorname(n)

1.4 Geburtsname (**)

1.5 Geburtsdatum

1.6 Aktuelle Anschrift

1.6.1 Straße, Nr. 1.6.3 Postleitzahl

1.6.2 Ort 1.6.4 Ländercode

1/2

S2

Anspruch auf eine geplante Behandlung
Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 (*)

©Europäische Kommission

Koordinierung der Systeme

der sozialen Sicherheit



3. AUSSTELLENDER TRÄGER

3.1 Name

3.2 Straße, Nr.

3.3 Ort

3.4 Postleitzahl 3.5 Ländercode

3.6 Kenn-Nummer des Trägers

3.7 Faxnummer

3.8 Telefonnummer

3.9 E-Mail

3.10 Datum

3.11 Unterschrift

 STEMPEL
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Anspruch auf eine geplante Behandlung


